
Integration von Migranten
und Flüchtlingen 

Thüringen hat sich zusammen
mit anderen Bundesländern im
Bundesrat für eine Abschaffung
der Störerhaftung im Telemedien-
gesetz und damit für offenes nicht-
kommerzielles W-LAN eingesetzt.
Zuvor wurde bereits im Landtag ei-
nem Antrag der Regierungsfraktio-
nen zur Stärkung von Freifunkin-
itiativen zugestimmt. 

„Eine digitale Gesellschaft setzt
voraus, dass potenziell alle Men-
schen freie Netzzugänge nutzen
können. Hier ist die Störerhaftung
ein dauerhaftes Hemmnis, wel-
ches Rechtssicherheit und ehren-
amtliches Engagement massiv be-
hindert. Umso wichtiger ist das
Plädoyer der Bundesländer für ei-
ne vollständige Streichung der un-
sinnigen Störerhaftung“, sagte
MdL Katharina König. „Mit unse-
rem Antrag haben wir einen Fahr-
plan für die Öffnung der Landeslie-
genschaften für Freifunkinitiativen
und eine Sensibilisierung für die
Potenziale von Freifunk auf kom-
munaler Ebene vorgelegt. Damit
stärken wir nicht nur das Ehren-
amt, sondern setzen Akzente ge-
gen eine Kommerzialisierung der
Digitalisierung sowie für Daten-
schutz und Datensicherheit, die
den Ehrenamtlichen in diesem Be-
reich ebenfalls sehr wichtig sind.
Ohne Störerhaftung und mit ge-
stärkten Freifunkinitiativen geht
Thüringen einen wichtigen Schritt
hin zur digitalen Gesellschaft.“     
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zugrunde gelegt: Fachkunde, Lei-
stungsfähigkeit und Zuverlässigkeit
des bzw. der durchführenden Träger,
das heißt unter anderem Erfahrungen
in den Projekten der beruflichen Inte-
gration, der Netzwerkarbeit, Nachweis
von interkulturellen und sprachlichen
Kompetenzen; als nächstes Vernet-
zung in der Region, Kooperation und
Zusammenarbeit mit Arbeitsagentu-
ren, Jobcentern, Unternehmen und
weiteren relevanten Akteuren. Ein wei-
teres Kriterium war die Umsetzungs-
planung, das methodische Vorgehen
und die Qualitätssicherung und viertes
Kriterium Wirtschaftlichkeit und Effi-
zienz der Finanzplanung.

(…) Die 17 Anträge bzw. Projekte
wurden alle im Ansatz als grundsätz-
lich förderwürdig eingeschätzt. Bei vier
Vorhaben sind jedoch wichtige Fragen
offen geblieben. Hier besteht noch
Konkretisierungsbedarf. Drei Vorha-
ben waren fachlich so weit ausgereift,
dass eine Bewilligung empfohlen wer-
den konnte. Am 2. November 2015
können demnach zunächst zwei große
Verbundprojekte in Süd- und Nordthü-
ringen beginnen. Weitere Projekte wer-
den voraussichtlich Mitte November
und im Dezember folgen. Darunter ein
thüringenweites Projekt aller Hand-
werks- und Industrie- und Handels-
kammern, das die Vorbereitung und
Vermittlung von jungen Flüchtlingen in
Praktika und betriebliche Ausbildungs-
plätze zum vorrangigen Ziel hat.

Die zum Stand 28. Oktober vorlie-
gende 17 Anträge summieren sich auf
einen Betrag von circa 5 Millionen Euro
für die beantragte Gesamtlaufzeit. Die
Laufzeit der Projekte ist grundsätzlich
bis zum 31. Dezember 2017 bemes-
sen.“                                                   

Ina Leukefeld, Arbeitspolitikerin
der Linksfraktion, hatte sich in der
Landtagssitzung 26. November mit
einer Mündlichen Anfrage zur Um-
setzung des Landesprogramms „Ar-
beit für Thüringen“ an die Landesre-
gierung gewandt. Dabei bezog sie
sich auf die Neufassung der Richtli-
nie, die die Beschäftigungsförde-
rung und berufliche Integration von
benachteiligten Zielgruppen ein-
schließlich Migranten und Flüchtlin-
gen beinhaltet. 

Die Förderung soll die sozialen und
beruflichen Integrationsmöglichkeiten
verbessern sowie die Nachhaltigkeit
der Vermittlung in ein Beschäftigungs-
verhältnis stärken. Es werden zielgrup-
penspezifische Projekte zur berufli-
chen Qualifizierung und zur beruflichen
oder sozialen Integration einschließlich
der Förderung von Begleitstrukturen
unterstützt. Die Förderregeln sehen
vor, dass ein Konzeptauswahlverfahren
vorgeschaltet werden kann. Die Abge-
ordnete wollte nun wissen, wie die
Auswahl erfolgte, welche Projekte wel-
cher Träger ausgewählt wurden und
wie diese gefördert werden.

Es antwortete Heike Werner (LIN-
KE), Ministerin für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie:

„Die Richtlinie zum Landesarbeits-
programm ‚Arbeit für Thüringen‘ ist
nach einem intensiven Abstimmungs-
prozess mit der Regionaldirektion
Sachsen-Anhalt-Thüringen der Bun-
desagentur für Arbeit, den Thüringer
Jobcentern, den Thüringer Wirtschafts-
und Sozialpartnern, dem Thüringer Fi-
nanzministerium und dem Thüringer
Rechnungshof am 6. Oktober 2015 in

Koalition setzt sich
für freies W-LAN ein

Kraft getreten. Während die vorwie-
gend durch Mittel des Europäischen
Sozialfonds intendierte Integrations-
richtlinie die berufliche Integration von
langzeitarbeitslosen Menschen för-
dert, schließt das ausschließlich aus
Landesmitteln gespeiste Programm
‚Arbeit für Thüringen‘ unter anderem
die Förderung von Flüchtlingen explizit
ein, also von Personen, die in der Regel
noch nicht lange arbeitslos gemeldet
sind, gleichwohl aber unsere Unter-
stützung bei der sozialen und berufli-
chen Integration bedürfen. 

(...) Der mit der aktuellen Entwick-
lung in der Flüchtlingsfrage verbunde-
ne dringende Handlungsbedarf hat uns
bewogen, auf die Durchführung von
Konzeptauswahlverfahren zu verzich-
ten, um noch in diesem Jahr mit ersten
Projekten beginnen zu können. Statt-
dessen war bereits unmittelbar nach
Inkrafttreten der Richtlinie eine An-
tragstellung bei der GFAW möglich.
Zum jetzigen Zeitpunkt liegen der
GFAW und dem TMASGFF bereits 14
Konzepte zur sozialen und beruflichen
Integration von Asylsuchenden, gedul-
deten und anerkannten Flüchtlingen
vor. Zum Stand 28. Oktober sind diese
Konzepte in insgesamt 17 formgebun-
dene Anträge eingeflossen. Verschie-
dene Vorhaben werden demnach
durch mehrere Träger umgesetzt, die
für ihre Teilprojekte separate Anträge
gestellt haben.

Die vorliegenden Anträge wurden
am 28. Oktober 2015 durch einen För-
derausschuss, bestehend aus Vertre-
terinnen und Vertretern der GFAW, der
Regionaldirektion, des Thüringer Mini-
steriums für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz und meines Hauses
bewertet. Folgende Kriterien wurden

Kürzlich wurden die Ergebnisse
einer durch das Meinungsfor-
schungsinstitut dimap erstellten
repräsentativen Bevölkerungsbe-
fragung zur Außenwahrnehmung
des Thüringer Landtags vorge-
stellt. Zwei Drittel der Befragten
gaben an, die Namen ihrer Wahl-
kreisvertreter nicht zu kennen.
Mehr als die Hälfte nehmen gro-
ßen Anteil am politischen Gesche-
hen in Thüringen und gehen in der
Regel zu allen Wahlen. Gut ein
Drittel interessiert sich wenig
stark für Politik im Freistaat, be-
teiligt sich jedoch an einzelnen
Wahlen. Zehn Prozent der Befra-
gungsteilnehmer zeigen leider
überhaupt kein Interesse an Lan-
despolitik. Der Landtag ist für die
Thüringer nicht das wichtigste
Parlament. 74 Prozent der Befrag-
ten sind der Auffassung, dass die
Entscheidungen des Bundestages
für sie persönlich am bedeutsam-
sten sind, knapp gefolgt von den
Beschlüssen der Stadt- und Ge-
meinderäte (73 Prozent). 66 Pro-
zent gaben an, die Entscheidun-
gen des Landtages seien für sie
am wichtigsten.                          

Die Hälfte mit großem
politischem Interesse

Ministerin Heike Werner (LINKE) zur Anfrage der Abgeordneten Ina Leukefeld

Gabi Zimmer zu Gast

Die europäische Flüchtlingspolitik
war eines der Hauptthemen in den Aus-
führungen von Gabi Zimmer, Vorsitzen-
de der Linksfraktion GUE/NGL im Euro-
paparlament, die am 4. November Gast
in der Fraktionssitzung der LINKEN im
Thüringer Landtag war. Sie betonte,
dass sich die EU in einer ihrer tiefsten
Krisen befinde. Die Solidarität der Mit-
gliedsstaaten sei „praktisch an einem
Nullpunkt angekommen“. Was hier zur
Lösung der Flüchtlingskrise in den Wo-
chen zuvor passiert sei, habe „mit Lo-
gik, mit Nachhaltigkeit, mit einer Strate-
gie nichts zu tun“.  

Gabi Zimmer ging auch auf einen im
Oktober stattgefundenen Besuch einer
Delegation der europäischen Linksfrak-
tion  in Moskau ein, wo mit Vertretern
der Duma, des Föderationsrates, der
Eurasischen Wirtschaftskommission,
der Föderation unabhängiger Gewerk-
schaften sowie der Zivilgesellschaft ge-
sprochen wurde. „Die Parlamente ha-
ben eine Schlüsselrolle in dieser ange-

spannten Lage. Die Delegationen zwi-
schen Europaparlament und Duma
müssen dringend ihren direkten Dialog
wieder aufnehmen. Deshalb fordern wir
als ersten Schritt, alle Parlamentarier,

die auf den schwarzen Listen der EU
und der Russischen Föderation stehen,
sofort von diesen zu streichen!“
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